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Eingabe der Rechtsanwälte Engemann & Partner (E & P), Lippstadt, 
für den Mandanten 1 (A 1) vom 21.12.2015  zur 1. öA 
 
Vorbemerkung: 
 

Zur Vereinfachung bezieht sich die Verwaltung auf die Gliederung des 
Anwaltsschreibens und gibt die Inhalte nicht oder nur zusammengefasst 
wieder.  
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Einleitung 
 
Die Informationen zur Mandantschaft 1 werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Die Informationen über die Standorte der von der Mandantschaft 1 
geplanten drei WEA und ihre Lage im Suchraum 3 (Suchbereich 55) 
außerhalb der zum jetzigen Zeitpunkt vorgesehenen 
Konzentrationszonen werden gleichfalls zur Kenntnis genommen. 
 
Zu I.  
 

Es wird gerügt, dass die Planung kein schlüssiges gesamträumliches 
Plankonzept habe. Sowohl die harten, als auch die weichen 
Tabukriterien würden teilweise falsch definiert und inkonsequent 
angewandt.  
 
Die allgemeinen Ausführungen zum Ablauf eines FNP-
Änderungsverfahrens für die Ausweisung von Windkonzentrationszonen 
(4-Stufen-Modell) werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Behauptung, dass der 97. FNPÄ kein schlüssiges gesamträumliches 
Gesamtkonzept zugrunde liegt, wird mit Verweis auf die 
Planbegründung und die nachfolgenden Ausführungen als unbegründet 
zurückgewiesen.  
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Zu I. 1. (Seite 3, FFH-Gebiete) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass FFH-
Gebiete nicht für die Windenergie geeignet sind, fehlerhaft ist. FFH-
Gebiete wären somit keine harten Tabuzonen.  
 
Diese Aussage der Anwaltskanzlei ist grundsätzlich zutreffend, jedoch 
sind in den Landschaftsplänen die FFH-Gebiete als Naturschutzgebiete 
ausgewiesen worden oder sie betreffen Waldgebiete mit schutzwürdigen 
Lebensraumtypen. Die Anerkennung von Naturschutzgebieten als harte 
Tabuzonen ist weitestgehend unumstritten. Die Inanspruchnahme von 
Wald für die Windenergie kann ohne eine Schädigung der 
Lebensraumtypen nicht erfolgen. Sie ist somit ausgeschlossen. Unter 
dieser Betrachtung ist die Einordnung der FFH-Gebiete als harte 
Tabuzonen zutreffend.  
 

Eine pauschale Annahme wurde nicht getroffen, insoweit ist die 
Einwendung zurückzuweisen. Entsprechende gebietsbezogene 
Erläuterungen sind in der Begründung unter Ziffer 4.3.4.3 sowie 4.3.4.1 
i.V.m. Anhang 7.1 und 7.2 enthalten.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 2. (Seite 4, NSG) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass 
Naturschutzgebiete nicht für die Windenergie geeignet sind, fehlerhaft 
ist.  
 
Laut Urteil des OVG Münster vom 01. 07. 2013 – 2 D 46/12-NE- sind 
Naturschutzgebiete grundsätzlich nicht für die Windenergie geeignet. 
Darüber hinaus hat sie Untere Landschaftsbehörde des 
Hochsauerlandkreises (ULB) eine Befreiung vom Bauverbot, welches 
sich aus den Verbotstatbeständen der Landschaftspläne ergibt, explizit 
nicht in Aussicht gestellt.  
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Eine pauschale Annahme wurde nicht getroffen, insoweit ist die 
Einwendung zurückzuweisen. Entsprechende gebietsbezogene 
Erläuterungen sind in der Begründung unter Ziffer 4.3.4.3 sowie 4.3.4.1 
i.V.m. Anhang 7.1 und 7.2 enthalten. Unter dieser Betrachtung ist die 
Einordnung der Naturschutzgebiete als harte Tabuzonen zutreffend.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 3. (Seite 4, LSG Typ C) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass 
Landschaftsschutzgebiete des Typs C nicht für die Windenergie 
geeignet sind, fehlerhaft ist. Es wird umfangreich dargelegt, warum die 
Errichtung von Windkraftanlagen im LSG Typ C zulässig sein soll, da ein 
überwiegendes öffentliches Interesse am Ausbau der Windenergie als 
regenerativer Energie besteht.  
 
Die von der Kanzlei getätigten Aussagen verkennen, dass die 
Landschaftspläne eine dreistufige Ausweisung von Landschaftsschutz-
gebieten beinhalten. Diese Art der Ausweisung im Hochsauerlandkreis 
ist atypisch. Daher ist eine Übertragung von Aussagen aus der gängigen 
Literatur (z. B. Windenergieerlass NRW), die eine Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten zumindest teilweise 
als zulässig ansehen, hier nur schwer möglich. Darüber hinaus hat sie 
Untere Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB) eine 
Befreiung vom Bauverbot, welches sich aus den Verbotstatbeständen 
der Landschaftspläne ergibt, explizit nicht in Aussicht gestellt.  
 

Die Begründung wird um Aussagen ergänzt, die die Einstufung der LSG 
Typ C als harte Tabuzonen entsprechend der letzten Stellungnahme 
des HSK unter Ziffer 4.3.2 der Begründung weiter erläutert und 
dargelegt, dass die Errichtung von Windkraftanalgen in diesen Flächen 
in der Regel nicht zulässig ist. 
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Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 4. (Seite 6, Schutzabstände) 
 
Die Anwaltskanzlei beanstandet die Festsetzung eines pauschalen 
immissionsschutzrechtlichen Vorsorgeabstandes zu Siedlungs-
strukturen von 950 m.  
 

Die Kanzlei führt aus, dass die Annahmen für die Ermittlung der 
Vorsorgeabstände fehlerhaft sind und bemängelt die fehlende 
Differenzierung zwischen verschiedenen Siedlungskategorien. 
 
Aus Sicht der Stadt ist die einheitliche Behandlung für reine 
Wohngebiete, allgemeine Wohngebiete und Mischgebiete durchaus 
geboten. Zum einen lassen sich diese Gebietsformen nicht immer 
sauber voneinander abgrenzen. Dies gilt insbesondere für den 
unbeplanten Innenbereich. Zum anderen sind gerade in den kleineren 
Ortschaften die Gebietstypen einem Wandel unterworfen, wenn sich das 
Dorf vom Dorfgebiet über ein Mischgebiet zum allgemeinen Wohngebiet 
entwickelt, weil erst immer mehr Landwirtschaft und dann auch immer 
mehr Gewerbe aufgegeben wird. Schließlich ist es häufig eine reine 
Zufälligkeit, ob jemand in einem reinen oder allgemeinen Wohngebiet 
wohnt oder noch in einem Mischgebiet. 
  

Der zusätzliche Schutzabstand dient dazu, den Ortslagen einen 
größeren Abstand als unbedingt notwendig zu den 
Windkonzentrationszonen zu gewähren. Dies geschieht, um ein 
größeres Maß an Lebensqualität zu erhalten. Da der Windkraft 
letztendlich substantiell genug Raum belassen wird, ist diese 
Vorgehensweise angemessen.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
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Zu I. 5. (Seite 8, Repowering) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert, dass mit der Problematik des 
Bestandsschutzes nicht ordnungsgemäß umgegangen worden sei. Es 
wird gerügt, die städtebauliche Rechtfertigung, Windenergiestandorte 
nicht (mehr) in Konzentrationszonen aufzunehmen, trage nicht.  
 
Die Begründung ist hinsichtlich des Wegfalls bereits bebauter Standorte 
ergänzt worden.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu II (Seite 9, Substanziell Raum geben) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert, dass der Windkraft nicht substantiell genug 
Raum gegeben wird. In der Begründung wird ein Anteil von 9,145% der 
Potentialfläche genannt. Die Kanzlei ist der Ansicht, dass bereits die 
Potentialfläche falsch berechnet worden ist, da die FFH-Gebiete, die 
Landschaftsschutzgebiete, Sondergebiete, Sonderbauflächen, 
öffentlichen Grünflächen und die Wasserschutzgebiete fälschlicherweise 
als harte Tabuzonen deklariert wurden. Darüber hinaus würden sich die 
zu Verfügung stehenden Flächen noch um die Suchräume 2 und 9 
verkleinern, da diese nach Information der Kanzlei seitens der ULB als 
„WEA unverträgliche Räume“ angesehen werden. 
 
Die Stadt Brilon vertritt die Auffassung, dass die Tabuzonen korrekt 
ermittelt und die o. g. Flächen zutreffend eingeordnet wurden. Aus der 
Eingabe der ULB ergibt sich, dass neben den Suchräumen 2 und 9 ihres 
Erachtens auch noch der Suchraum 5 als „WEA unverträglicher Raum“ 
angesehen wird. Dadurch verkleinern sich die der Windkraft zur 
Verfügung stehenden Flächen. Bei der gesamten Ermittlung der 
Tabuzonen und damit der Potentialfläche ist zu berücksichtigen, dass 
die Stadt den Ortslagen und den einzelnen Gebäuden mit Wohnnutzung 
keine Abstände als harte Tabuzone zugeordnet hat.  
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Rein theoretisch können WEA aus emissionsschutzrechtlicher Sicht 
unmittelbar an der Ortslage errichtet werden. Tatsächlich ergeben sich 
schon allein aus den nach Bauordnungsrecht notwendigen 
Abstandsflächen Zonen, die nicht mit WEA bebaut werden können. Eine 
200 Meter hohe Windkraftanlage benötigt einen kreisförmigen 
bauordnungsrechtlichen Abstand von 100 Metern. Auch aus dem 
Immissionsschutz sind in der Realität notwendige Mindestabstände 
abzuleiten, da eine WEA, die nachts komplett abgeschaltet werden 
muss, kaum betriebswirtschaftlich sinnvoll betrieben werden kann. 
 

Allein hierdurch ergibt sich -wenn man die leisesten momentan 
gängigen Windenergieanlagen zugrunde legt- ein faktischer harter 
Tabuabstand von 170 Metern zu Wohnstandorten im Außenbereich 
sowie zu Misch- und Dorfgebieten, 355 Meter zu allgemeinen 
Wohngebieten und 540 Meter zu reinen Wohngebieten sowie 
schutzbedürftigen Sondergebieten. Hierdurch verkleinert sich die 
Potentialfläche deutlich.  
 

Die Stadt ist unter Würdigung dieser Aspekte der Auffassung, dass mit 
der 97.  Änderung des Flächennutzungsplanes der Windkraft 
substantiell Raum gegeben wird.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
Zu III (Seite 10, Streichung Suchraum 3) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert, dass die Streichung des Suchraumes 3 
nicht gerechtfertigt sei. Die in der Begründung dargelegten Argumente, 
die gegen den Suchraum 3 sprechen, treffen ihres Erachtens nur auf die 
nördlichen, nicht jedoch auf die südlichen Teilbereiche vor, in denen die 
Mandantschaft 1 drei WEA errichten will. Diese Bereiche in einem 
Suchraum zusammenzufassen sei daher fehlerhaft.  
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Die Kanzlei argumentiert für eine Aufnahme des Suchbereichs 55 in 
eine Konzentrationszone. Es wird kritisiert, dass die räumliche Nähe der 
Konzentrationszone 1 zu den östlich geplanten Anlagen auf Olsberger 
Gebiet als Vorteil angesehen wird, während bei dem Suchraum 3 der 
Summationseffekt mit den östlich und westlich gelegen Suchräumen als 
Nachteil beurteilt wird. 
 
Seitens der Stadt wird weiterhin das planerische Konzept verfolgt, 
Windkraft einerseits zu bündeln, andererseits keinen durchgehend mit 
Windenergieanlagen bebauten Bereich von 14 km Länge entstehen zu 
lassen. Eine durchgehende Zone dieser Größenordnung wird als 
städtebaulich nicht mehr vertretbar erachtet. Die starke Zersplitterung 
des Suchraums 3 hat u. a. zu dessen Streichung zugunsten einer 
windkraftfreien Zäsur geführt. Eine Bebauung lediglich des 
Suchbereichs 55 würde dieser Argumentation zuwider laufen.  
 

Darüber hinaus wird diese Lücke im Band der Windenergienutzung 
seitens der ULB als wichtig für den Vogelzug erachtet. Auch dieses 
Argument spricht gegen den Suchbereich 55. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
Zu IV (Seite 12, Überarbeitung Unterlagen) 
 
Die Anwaltskanzlei regt eine Überarbeitung des bestehenden Entwurfes 
an.  
 
Diesem Punkt wird durch die Stadt Brilon gefolgt. Die Unterlagen 
werden aufgrund dieser und anderen Eingaben überarbeitet und erneut 
öffentlich ausgelegt.  
 
Die Anregung sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. Der Suchraum 55 wird jedoch nicht 
als Konzentrationszone dargestellt. Zur Begründung wird auf die 
Stellungnahme zu Punkt III verwiesen.    
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingabe der Rechtsanwälte 
Engemann & Partner (E & P), Lippstadt, für den Mandanten 1 (A 1) 
zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen teilweise als unbegründet zurückzuweisen und zum Teil 
als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingabe der Rechtsanwälte Engemann & Partner (E & P), Lippstadt, 
für den Mandanten 2 (A 2) vom 21.12.2015  zur 1. öA 
 
Vorbemerkung: 
 

Zur Vereinfachung bezieht sich die Verwaltung auf die Gliederung des 
Anwaltsschreibens und gibt die Inhalte nicht oder nur zusammengefasst 
wieder.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Einleitung 
 
Die Informationen zur Mandantschaft 2 werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Die Informationen über die Standorte der von der Mandantschaft 2 beim 
HSK zur Genehmigung beantragten 7 WEA und ihre Lage innerhalb des 
Suchraums 4 (Konzentrationszone 3) werden gleichfalls zur Kenntnis 
genommen. 
 
Die Anwälte begrüßen ausdrücklich die Ausweisung des Suchraums 4 
als Konzentrationszone. Die Aussagen hierzu werden  zur Kenntnis 
genommen.  
Bezüglich der geforderten Überarbeitung hinsichtlich der nicht 
ausgewiesenen Teilflächen (Landschaftsschutzgebiete) wird auf die 
nachstehenden Ausführungen zu 1., 2. und 3. verwiesen.  
 
Zu 1. (Seite 2, LSG Typ C) 
 
a) 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass 
Landschaftsschutzgebiete des Typs C nicht für die Windenergie 
geeignet sind, fehlerhaft ist.  
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Es wird ausführlich dargelegt, warum eine Errichtung von 
Windkraftanlagen im LSG Typ C zulässig sein soll, da ein 
überwiegendes öffentliches Interesse für die Errichtung von 
Windkraftanlagen besteht.  
 
Die von der Kanzlei getätigten Aussagen verkennen, dass die 
Landschaftspläne eine dreistufige Ausweisung von Landschaftsschutz-
gebieten beinhalten. Diese Art der Ausweisung im Hochsauerlandkreis 
ist atypisch. Daher ist eine Übertragung von Aussagen aus der gängigen 
Literatur (z. B. Windenergieerlass NRW), die eine Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten zumindest teilweise 
als zulässig ansehen, hier nur schwer möglich. Darüber hinaus hat sie 
Untere Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB) eine 
Befreiung vom Bauverbot, welches sich aus den Verbotstatbeständen 
der Landschaftspläne ergibt, explizit nicht in Aussicht gestellt.  
 

Die Begründung wird um Aussagen ergänzt, die die Einstufung der LSG 
Typ C als harte Tabuzonen entsprechend der letzten Stellungnahme 
des HSK unter Ziffer 4.3.2 der Begründung weiter erläutert und 
dargelegt, dass die Errichtung von Windkraftanalgen in diesen Flächen 
der Regel nicht zulässig ist. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
b)  
Die Kanzlei geht explizit auf zwei Landschaftsschutzgebiete Typ C 
innerhalb der Konzentrationszone 3 ein. Ein Flurstück innerhalb des 
LSG Nr. 2.3.3.05 „Magergrünland am Zyndelstein“ weißt ihres Erachtens 
nicht die Schutzbedürftigkeit aus, die ihm im Landschaftsplan zugebilligt 
wird. Ihre Mandanten planen genau auf diesem Grundstück die 
Errichtung einer Windkraftanlage. Die Fläche präsentiert sich in der 
Örtlichkeit als Ackerfläche, nicht als Grünland. Die Kanzlei fordert daher, 
diese Teilfläche des LSG als Konzentrationszone auszuweisen.  
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Die Stadt Brilon wird sich dieser Forderung nicht anschließen. Die 
Landschaftspläne weisen für das gesamte Stadtgebiet -abgesehen von 
den baulich genutzten Bereichen- flächendeckend Schutzgebiete aus. 
Dass bei einer derart umfangreichen Ausweisung von Schutzgebieten 
Fehler passieren, ist möglich.  
 

Die Fläche präsentiert sich in der Örtlichkeit als Maisacker und weißt 
tatsächlich nicht die im Landschaftsplan beschriebene 
Schutzbedürftigkeit auf. Gleichwohl soll die Fläche nicht in die 
Konzentrationszone aufgenommen werden. Es handelt sich um lediglich 
ein Flurstück mit einer Größe von ca. 1 Hektar. Würde dieses 
Grundstück mit in die Konzentrationszone aufgenommen, müssten 
konsequenterweise alle als harte Tabuzonen ausgewiesenen 
Schutzgebiete von der Stadt überprüft werden. Dies ist angesichts der 
Größe des Planungsraumes nicht leistbar. In die Begründung wird der 
Passus aufgenommen, dass „Tabuzonen in der Regel nicht für die 
Windkraftnutzung geeignet sind“.  
 

Sollte sich bei der näheren Überprüfung im Genehmigungsverfahren 
nach BImSchG herausstellen, dass -so wie hier- der eigentliche 
Schutzzweck eines Landschaftsschutzgebietes nicht vorliegt und die 
ULB eine Befreiung vom Bauverbot in Aussicht stellt, so wird sich die 
Stadt einer Ausnahme nicht verschließen, sofern nicht andere Gründe 
einer Windenergienutzung entgegenstehen. Die ULB hat in ihrer 
Stellungnahme mitgeteilt, dass ihrerseits eine Ausweisung als 
Konzentrationszone möglich ist. Es ist daher davon auszugehen, dass 
eine Befreiung vom Bauverbot erteilt wird. Auf diesem Weg kann dem 
Wunsch der Mandanten, auf diesem Flurstück eine Windkraftanlage zu 
errichten, entsprochen werden. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
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Zu 2. (Seite 6, LSG Typ C) 
 
Die Kanzlei fordert für das LSG Typ C Nr. 2.3.3.02 „Hallerkamp“ eine 
Modifikation des Zuschnitts der Konzentrationszone. Ein Teil des LSG 
soll für die Zuwegung zu einer Windkraftanlage in Anspruch genommen 
und ein weiterer Teil durch einen Flügel der WKA überstrichen werden.  
 
Ob eine Abweichung seitens der Stadt zugelassen wird, ist maßgeblich 
von der Einschätzung der ULB des HSK im BImSchG-Verfahren 
abhängig.  
 
Auf die vorstehenden Ausführungen zu Abweichungen (Punkt 1. b)) wird 
verwiesen. 
 
Zu 3. (Seite 7, Einbeziehung von LSG) 
 
Die Anwaltskanzlei regt eine Überarbeitung des Zuschnitts der 
Konzentrationszone 3 an.  
 
Dieser Anregung wird seitens der Stadt nicht gefolgt. Ob eine 
Inanspruchnahme der LSG Typ C möglich ist, ist im Rahmen des 
BImSchG-Verfahrens zu klären.    
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingabe der Rechtsanwälte 
Engemann & Partner (E & P), Lippstadt, für den Mandanten 2 (A 2) 
zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen teilweise als unbegründet zurückzuweisen und zum Teil 
als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Eingaben der Rechtsanwälte Engemann & Partner (E & P), 
Lippstadt, für die Mandanten 3 und 4 (A 3 und A 4) vom 23.12.2015  
zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Vorbemerkung: 
 

Es wird vorausgeschickt, dass die anwaltlichen Stellungnahmen für die 
Mandanten 3 und 4 wortgleich sind, so dass sie hier nur einmal 
abgewogen werden. Zur Vereinfachung bezieht sich die Verwaltung auf 
die Gliederung des Anwaltsschreibens und gibt die Inhalte nicht oder nur 
zusammengefasst wieder.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Einleitung 
 
Die Informationen zur Mandantschaft 3 und 4 werden zur Kenntnis 
genommen. 
 

Die Informationen über den Standort der von der Mandantschaft 3 
betriebenen WEA und ihre Lage außerhalb der zum jetzigen Zeitpunkt 
vorgesehenen Konzentrationszonen werden zur Kenntnis genommen. 
 

Die Informationen über den Standort der von der Mandantschaft 4 beim 
HSK zur Genehmigung beantragten WEA und ihre Lage am Rande des 
Suchraums 1 (Konzentrationszone 1) werden gleichfalls zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu I.  
 

Es wird gerügt, dass die Planung kein schlüssiges gesamträumliches 
Plankonzept habe. Sowohl die harten, als auch die weichen 
Tabukriterien würden teilweise falsch definiert und inkonsequent 
angewandt.  
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Die allgemeinen Ausführungen zum Ablauf eines FNP-
Änderungsverfahrens für die Ausweisung von Windkonzentrationszonen 
(4-Stufen-Modell) werden zur Kenntnis genommen. Die Behauptung, 
dass der 97. FNPÄ kein schlüssiges gesamträumliches Gesamtkonzept 
zugrunde liegt, wird mit Verweis auf die Planbegründung und die 
nachfolgenden Ausführungen als unbegründet zurückgewiesen.  
 
Zu I. 1. (Seite 3, FFH-Gebiete) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass FFH-
Gebiete nicht für die Windenergie geeignet sind, fehlerhaft ist. FFH-
Gebiete wären somit keine harten Tabuzonen.  
 
Diese Aussage der Anwaltskanzlei ist grundsätzlich zutreffend, jedoch 
sind in den Landschaftsplänen die FFH-Gebiete als Naturschutzgebiete 
ausgewiesen worden oder sie betreffen Waldgebiete mit schutzwürdigen 
Lebensraumtypen. Die Anerkennung von Naturschutzgebieten als harte 
Tabuzonen ist weitestgehend unumstritten. Die Inanspruchnahme von 
Wald für die Windenergie kann ohne eine Schädigung der 
Lebensraumtypen nicht erfolgen. Sie ist somit ausgeschlossen. Unter 
dieser Betrachtung ist die Einordnung der FFH-Gebiete als harte 
Tabuzonen zutreffend.  
 

Eine pauschale Annahme wurde nicht getroffen, insoweit ist die 
Einwendung zurückzuweisen. Entsprechende gebietsbezogene 
Erläuterungen sind in der Begründung unter Ziffer 4.3.4.3 sowie 4.3.4.1 
i.V.m. Anhang 7.1 und 7.2 enthalten.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 2. (Seite 4, NSG) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass 
Naturschutzgebiete nicht für die Windenergie geeignet sind, fehlerhaft 
ist.  
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Laut Urteil des OVG Münster vom 01. 07. 2013 – 2 D 46/12-NE-, sind 
Naturschutzgebiete grundsätzlich nicht für die Windenergie geeignet.  
 

Darüber hinaus hat sie Untere Landschaftsbehörde des 
Hochsauerlandkreises (ULB) eine Befreiung vom Bauverbot, welches 
sich aus den Verbotstatbeständen der Landschaftspläne ergibt, explizit 
nicht in Aussicht gestellt.  
 

Eine pauschale Annahme wurde nicht getroffen, insoweit ist die 
Einwendung zurückzuweisen. Entsprechende gebietsbezogene 
Erläuterungen sind in der Begründung unter Ziffer 4.3.4.3 sowie 4.3.4.1 
i.V.m. Anhang 7.1 und 7.2 enthalten. Unter dieser Betrachtung ist die 
Einordnung der Naturschutzgebiete als harte Tabuzonen zutreffend.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 3. (Seite 4, LSG Typ C) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die pauschale Annahme, dass 
Landschaftsschutzgebiete des Typs C nicht für die Windenergie 
geeignet sind, fehlerhaft ist. Es wird umfangreich dargelegt, warum die 
Errichtung von Windkraftanlagen im LSG Typ C zulässig sein soll, da ein 
überwiegendes öffentliches Interesse am Ausbau der Windenergie als 
regenerativer Energie besteht.  
 
Die von der Kanzlei getätigten Aussagen verkennen, dass die 
Landschaftspläne eine dreistufige Ausweisung von Landschaftsschutz-
gebieten beinhalten. Diese Art der Ausweisung im Hochsauerlandkreis 
ist atypisch. Daher ist eine Übertragung von Aussagen aus der gängigen 
Literatur (z. B. Windenergieerlass NRW), die eine Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten zumindest teilweise 
als zulässig ansehen, hier nur schwer möglich. Darüber hinaus hat sie 
Untere Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB) eine 
Befreiung vom Bauverbot, welches sich aus den Verbotstatbeständen 
der Landschaftspläne ergibt, explizit nicht in Aussicht gestellt.  
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Die Begründung wird um Aussagen ergänzt, die die Einstufung der LSG 
Typ C als harte Tabuzonen entsprechend der letzten Stellungnahme 
des HSK unter Ziffer 4.3.2 der Begründung weiter erläutert und 
dargelegt, dass die Errichtung von Windkraftanalgen in diesen Flächen 
in der Regel nicht zulässig ist. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 4. (Seite 6, Sondergebiete, Flächen für Versorgungsanlagen, 
Grünflächen) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass eine Einstufung der in Kap. 4. 2 
genannten Flächen als harte Tabuzonen fehlerhaft ist, da sie der 
Planungshoheit der Kommune unterliegen.  
 

Diese Meinung ist aus Sicht der Stadt nicht zutreffend, da die 
vorhandenen Ausweisungen der Windkraftnutzung entgegenstehen. 
Diese Rechtslage ändert sich nur, wenn die Stadt die Darstellung im 
Flächennutzungsplan tatsächlich geändert hat. Dies ist jedoch nicht 
beabsichtigt.  
 

Daher ist aus Sicht der Stadt Brilon die Einstufung dieser Flächen als 
harte Tabuzonen korrekt und der Einwand sollte als nicht zutreffend 
zurückgewiesen werden. 
 
Zu I. 5. (Seite 7, Schutzabstände) 
 
Die anwaltliche Kritik ist berechtigt. Die Ausführungen im Kapitel 4.3 der 
Begründung zu den Schutzabständen werden in das Kapitel 5.1 
verschoben.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
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Zu I. 6. (Seite 7, WSG II) 
 
Die Argumentation, warum WEA nicht in den Wasserschutzgebieten I 
und II zulässig sind, ist ergänzungsbedürftig.  
 

In die Begründung wird unter Ziffer 4.3.3 dargelegt, dass bereits die Ge- 
und Verbote der Wasserschutzgebietsverordnungen eine Einstufung als 
„hartes Tabukriterium“ zur Folge haben.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu I. 7. (Seite 7, Kritik an Systematik) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die Systematik der Zuordnung zu den 
harten und weichen Tabuzonen inkonsequent ist.  
 

Diese Kritik kann seitens der Stadt nicht nachvollzogen werden. Die 
Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als nicht 
zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
Zu II. 1. (Seite 8, Vorsorgeabstände zu Siedlungsbereichen) 
 
Die Anwaltskanzlei führt aus, dass die Grundannahmen für die 
Ermittlung der Vorsorgeabstände fehlerhaft sind. Dabei wird ein 
Anlagenbetrieb ohne Reduzierung der Leistung in den Nachtzeiten 
[106,5 dB(A)] bei mindestens drei Anlagen pro Fläche zugrunde gelegt. 
 

Wille der Stadt ist eine Konzentration der Windenergie an den dafür 
vorgesehenen Standorten. Bei einer Reduzierung der 
Mindestanlagenzahl geht diese Konzentrationswirkung verloren. 
Bezüglich der Schalleistung ist auf die Ausführungen des LANUV Bezug 
genommen worden. Die Zugrundelegung des nicht schallreduzierten 
Betriebs soll gewährleisten, dass die Windkraft auf den Standorten 
möglichst wirtschaftlich betrieben werden kann. Um einen 
Schutzabstand ermitteln zu können, ist es notwendig bestimmte 
Grundannahmen zugrunde zu legen.  
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Dass diese Annahmen auch anders getroffen werden können, ist 
unbestritten. Nach Abwägung aller Aspekte (insbesondere der 
Verpflichtung, der Windkraft substantiell Raum zu geben und die 
Siedlungsbereiche vor zu nah heranrückender Windkraftnutzung zu 
schützen) werden die hier getroffenen Annahmen für angemessen 
erachtet.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert ferner, dass der einheitliche Schutzabstand 
und der zusätzliche Vorsorgeabstand für reine Wohngebiete, allgemeine 
Wohngebiete und Mischgebiete fehlerhaft seien.  
 
Aus Sicht der Stadt ist die einheitliche Behandlung dieser drei 
Gebietstypen durchaus geboten. Zum einen lassen sich diese 
Gebietsformen nicht immer sauber voneinander abgrenzen. Dies gilt 
insbesondere für den unbeplanten Innenbereich. Zum anderen sind 
gerade in den kleineren Ortschaften die Gebietstypen einem Wandel 
unterworfen, wenn sich das Dorf vom Dorfgebiet über ein Mischgebiet 
zum allgemeinen Wohngebiet entwickelt, weil erst immer mehr 
Landwirtschaft und dann auch immer mehr Gewerbe aufgegeben wird. 
Schließlich ist es häufig eine reine Zufälligkeit, ob jemand in einem 
reinen oder allgemeinen Wohngebiet wohnt oder noch in einem 
Mischgebiet.  
 

Der zusätzliche Schutzabstand dient dazu, den Ortslagen einen 
größeren Abstand als unbedingt notwendig zu den 
Windkonzentrationszonen zu gewähren. Dies geschieht, um ein 
größeres Maß an Lebensqualität zu erhalten. Da der Windkraft 
letztendlich substantiell genug Raum belassen wird, ist diese 
Vorgehensweise angemessen.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
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Die Anwaltskanzlei führt ferner aus, dass durch den zusätzlichen 
Schutzabstand von 150 Metern Standorte für Windkraftanlagen, die seit 
mehreren Jahren oder auch erst kürzlich bebaut worden sind, nicht 
(mehr) in einer Konzentrationszone liegen.  
 
Diese Aussage ist nur teilweise richtig. Die erst kürzlich errichtete 
Windkraftanlage auf dem Sonderkopf hält nur einen Abstand von ca. 
670 Meter zur Ortslage ein. Dies wäre auch ohne den Vorsorgeabstand 
deutlich zu wenig. Die Begründung ist hinsichtlich des einheitlichen 
Abstandes einerseits und des Wegfalls bereits bebauter Standorte 
ergänzt worden.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu II. 2. (Seite 10, Wald) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert die pauschale Einstufung der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone.  
 
Die Stadt Brilon vertritt die Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist. Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen im Wald erhebliche Kollateralschäden entstehen. Die 
Waldflächen befinden sich überwiegend in den hügeligen bis bergigen 
Bereichen. Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass 
Windkraftanlagen tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben 
sich allein durch die Erschließung dieser Standorte erhebliche 
Sekundärschäden. Die Schwertransporte mit den Flügeln müssen über 
serpentinenartige Wegeführungen die Kuppen erreichen können.  
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Durch die Länge der Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven, in 
denen die Bäume entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass 
Bäume, die bisher geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben, 
sich an Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese 
Bäume mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand 
halten. Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende 
Kabeltrassen. Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im 
Wald. Die Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 
Tonnen Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden 
Wege müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die 
Transporte nur bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die 
Zuwegungen entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind 
notwendig. Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
Zu III. 1. (Seite 10, Kritik an Plankarten) 
 
Die Anwaltskanzlei rügt die unterschiedliche Darstellung von 
Bestandsanlagen in den verschiedenen Karten in der Begründung.  
 
Die Begründung wurde in diesem Punkt überarbeitet und die Darstellung 
vereinheitlicht.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
Zu III. 2. (Seite 11, Nummerierung, Begriffe) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert die Verwendung unterschiedlicher 
Nummerierungen und Bezeichnungen für die Flächen.  
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Dies ist dem Umstand geschuldet, dass es sich bei der Herausarbeitung 
der Flächen um einen mehrstufigen Prozess handelt. Die Kritik ist 
nachvollziehbar, jedoch ist diese Erschwernis nicht zu beseitigen ohne 
andere Konflikte bei der Lesbarkeit und Verständlichkeit der Unterlagen 
zu erzeugen.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen werden. 
 
Zu III. 3. (Seite 12, Wald im Regionalplan) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert die unterschiedliche Behandlung von 
Waldflächen im Regionalplanentwurf und in der Planung der Stadt 
Brilon.  
 
Die Regionalplanung und die kommunale Flächennutzungsplanung 
arbeiten auf unterschiedlichen Konkretisierungsebenen. Hinzu kommt, 
dass verschiedene Kriterien bei der Ermittlung der Tabuzonen 
angewendet worden sind, was jedoch im Rahmen der kommunalen 
Planungshoheit zulässig ist. 
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
Zu IV (Seite 12, Substantiell Raum geben) 
 
Die Anwaltskanzlei kritisiert, dass der Windkraft nicht substantiell genug 
Raum gegeben wird. In der Begründung wird ein Anteil von 9,145% der 
Potentialfläche genannt. Die Kanzlei ist der Ansicht, dass bereits die 
Potentialfläche falsch berechnet worden ist, da die FFH-Gebiete, die 
Landschaftsschutzgebiete, Sondergebiete, Sonderbauflächen, 
öffentlichen Grünflächen und die Wasserschutzgebiete fälschlicherweise 
als harte Tabuzonen deklariert wurden. Darüber hinaus würden sich die 
zu Verfügung stehenden Flächen noch um die Suchräume 2 und 9 
verkleinern, da diese nach Information der Kanzlei seitens der ULB als 
„WEA unverträgliche Räume“ angesehen werden. 
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Die Stadt Brilon vertritt die Auffassung, dass die Tabuzonen korrekt 
ermittelt und die o. g. Flächen zutreffend eingeordnet wurden. Aus der 
Eingabe der ULB ergibt sich, dass neben den Suchräumen 2 und 9 ihres 
Erachtens auch noch der Suchraum 5 als „WEA unverträglicher Raum“ 
angesehen wird. Dadurch verkleinern sich die der Windkraft zur 
Verfügung stehenden Flächen. Bei der gesamten Ermittlung der 
Tabuzonen und damit der Potentialfläche ist zu berücksichtigen, dass 
die Stadt den Ortslagen und den einzelnen Gebäuden mit Wohnnutzung 
keine Abstände als harte Tabuzone zugeordnet hat. Rein theoretisch 
können WEA aus emissionsschutzrechtlicher Sicht unmittelbar an der 
Ortslage errichtet werden. Tatsächlich ergeben sich schon allein aus 
den nach Bauordnungsrecht notwendigen Abstandsflächen Zonen, die 
nicht mit WEA bebaut werden können. Eine 200 Meter hohe 
Windkraftanlage benötigt einen kreisförmigen bauordnungsrechtlichen 
Abstand von 100 Metern. Auch aus dem Immissionsschutz sind in der 
Realität notwendige Mindestabstände abzuleiten, da eine WEA, die 
nachts komplett abgeschaltet werden muss, kaum betriebswirtschaftlich 
sinnvoll betrieben werden kann. 
 

Allein hierdurch ergibt sich -wenn man die leisesten momentan 
gängigen Windenergieanlagen zugrunde legt- ein faktischer harter 
Tabuabstand von 170 Metern zu Wohnstandorten im Außenbereich 
sowie zu Misch- und Dorfgebieten, 355 Meter zu allgemeinen 
Wohngebieten und 540 Meter zu reinen Wohngebieten sowie 
schutzbedürftigen Sondergebieten. Hierdurch verkleinert sich die 
Potentialfläche deutlich.  
 

Die Stadt ist unter Würdigung dieser Aspekte der Auffassung, dass mit 
der 97.  Änderung des Flächennutzungsplanes der Windkraft 
substantiell Raum gegeben wird.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
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Zu V (Seite 13, Überarbeitung) 
 
Die Anwaltskanzlei regt eine Überarbeitung des bestehenden Entwurfes 
an. Diesem Punkt wird durch die Stadt Brilon gefolgt. Die Unterlagen 
werden aufgrund dieser und anderen Eingaben überarbeitet und erneut 
öffentlich ausgelegt.  
 
Die Anregung sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die Eingaben der Rechtsanwälte 
Engemann & Partner (E & P), Lippstadt, für die Mandanten 3 und 4 
(A 3 und A 4) zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise als unbegründet bzw. nicht 
zutreffend zurückzuweisen und zum Teil als ausreichend berücksichtigt 
anzusehen. 
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